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Klägerin und Revisionsklägerin‚

g e g'e nl

Beklagtenund Revisionsbéklagten,V

hat der 10. Senat desVEundessozialgerichts auf die
mündliche Verhandlung vom 7. Dezember 1965 durch

Senatspräsident Dr. T e s m'e r
V—VVorsitzender -_.:r

.Bundesrichtez' S e & t‘t e r >
_

und
Bundesriéhter

V
Dr. B r o c k e

‚_„1
Bundessozialrichtex E r n s t " f ' und
Bundessozialrichter nr, G e n e n g e r

»für Recht erkannt:

Auf die RéviSion der Klägerin wird äaS Urteil des

Lande35021alger1chus Niedersachsen vom 15. März 1965

aufgehoben und die Sache zur erneuten Entscheidung

an dieses Gericht zürückverwiésen. ' ' '

Die
Entsche1dung

über die Kosten bleibt dem ab—

echließenden Urteil vörbehaltén.
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_2_

Griing_;__:_

Die Klägerin ist die Witwe des am 2. November 1944 als

Soldat gefallenen Anuon W: 111 Sie bezie.ht eine nit—

wenrente nach dem Bundesversorgungsgeseuz (BVG). Wegen
ihrer Einkünfte als Miteigentümerin eines Mietwohngrund—

stücks unä als Eigentümerin eines Eigenheimes sowie wegen

des Bezuges einer Wiuwenrente aus der Angestelltenversi—

cherung erteilte das Versorgungsamt (VersorgA) die Neu—

feststellungs— und Rückforderungsbescäeide vom 5. März?gb

und 6° März 1962, in denen es die Witwenausgleichsrente

für die Zeit ab 1. Juli 1958 neu bereChnete. Die sich aus
der Neuberechnung ergébenäe Überzählung von DM 513‚——
forderte das VersorgA zurück. Mit ihrem Widerspruch be—

gehrte die Klägerin einen Verluetausgleich zwischen den

einzelnen Einkommenserteh und die gerücks ichtigung von

ihr gezählßer freiwil.lig we Beiträge zur Angestelltenver—

sicherung. Der Widerspruch war erfolglos (Wiäerspruchs—

bescheid vom'51.8.1962).1m—Laufe des Klegeverfahrens “
erteilte das Vers org A einen we_iteren Besche_id vom 21. März

1963, in dem es einen Verlusteusgleich Zwischen den Ein—-
Künften aus den beiden Hausgrunästücken Vornanm. Dadurch

* ergab sich nur noch eine Übere ahl.ung von 13M'>1 5‚——. Vor

dem Sozialgericht (SG) bei die K].ägerin geltend gemac.et‚

daß die Verordnung (VO) zu 9 33 BVG, insbesondere e_äer

@ 1 Abs. 4 letzter Satz dieser ?0 idF vom 11, Januar 1961

(BGBl I 19), der gesetzlichen Ermächtigung widerspreche;

sie hat hierzu eine eingenende rechtliche Begründung ge—

‘geben. Das SG hat mit Urteil vom 25. Juli 1965 unter Ah—

weisung der Kleg e im übrigen den Bescheid vom 21. Pfärz

1963 dahin "abgeändert, daß Einkommen eue dem Hausgrundm

stück für die Zeit vom 1. Juni 1960 bis 30._Juni 1961

nicht festzustellen ist". Zu äem Vorbringen der Klägerin

über die Unwirks.amkeiäder vo zu @33 em me in der Exit-—
scheidungsgründen nur äer Satz entielten: "Des Gericht

‚(
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kann der Klägerin auch darin nicho folgen, daß sowohl

@ 33 BVG als auch die dazu ergehgene Verordnung geSetzes—;

widxig sei".

In ihrer Berufung gegen dieses Urteil hat die Klägerin

insbesondere vorgebracht, daß ein'wesentlicher Mängel im

Verfah1en des SG im Sinne des 5.150 Nr. 2 des Sozialge—

richtsgesetzes (SGG) v01119ge, weil es im Urteil an einer

Begründung iür die Auffassung des SG fehle, daß die VO
7u_£.33 BVG, insbesondere sein @ 1 Abs. 4 letzter Satz,

nach dem
ein.Verlustausgleich-zwischen

den verschiedenen
Einkommensarien nicht statthaft ist, der gesetzlichen Era

mächtigung des 5 55 BVG nicht widerspreChe.

Das Lendessozielgericht (LSG) hat mit Urteil vom 15. März
1965 "die Berufung der Klägerin gegen das Urteil des SG
in Oldenburg vom 25 Juli 1963313 unzulässig verworfen,
soWeit sie sich gegen die Neufestssélluhg der Aus$leibhs—

rente richtet, hinsichtlich der Rück;orderung hat es die

Berufung zurückgewiesen".

Zur Entscheidungdes se über die angegriffene'Neufest—
stellung der Ausgleichsrente hat es'ausgeführt‚ daß inso—

weit die Berufung gegen dieses Urteil gemäß 5 148 Nr. 4
SGG unzulässig sei, weil sie die Höhe der Ausgleich srente‘

‘betreffe. Die Zulässigkeit ergébe sidh_nicht nacn @150
Nr. 1 SGGund eben$owenig aus einer Rüge genäß 5 150 Nr. 2

SGG,weil der von der Klägerin gerügte wesentliche Mangel
im Verfahren des SG, eine mang elha1te Begründung der Rechts—

wirksamkeit der vo zu @33 BVG, nicht vörlie3e. Grundsätz—
lich sei von der Gültigkeit formeller wie materieller

Rechessätze auszugehen. Es erübrige sich daher eine nach
außen erkennbare Prüfung der Rechtsgültigkeit‚ falls das

Gericht die RechtSvorsChrift nicht für.verfassungsüidrig

halte; Im übrigen sei das SG zu dem Ergebnis gelangt, daß
die Vörschriften der VO zu ä‘55 BVG im Rahmen der erteilé

ten Ermächtigung liegen; Dies eréebe Sich aus demSatz in

..V.4 ."
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dem Urteil des SG: "Das Gericht kann der Klägerin auch

darin nicht folgen, daß sowohl @ 33‘BVG als auch die da—

zu ergangene VO gesetzeswidrig sei". Somit sei den_Entw

scheidungsgründen zu entnehmen, daß das SG die Frage der
Gesetzmäßigkeit der VO zu @ 33 BVG geprüft hat. Das sei

ausreichend, eine knappe oder unvollständige Begründung'

stelle noch'keinén_Verfahrensmahgel der. ‘

Hinsichtlich der Entscheidung des SGüber die Rückfor—
derung der Beklagten hat das LSG die Berufung für zuläs—

sig gehalten. Es hat jedoch die insoweit zulässige Beru—

fung als unbegründet zurückgewiesen, da die Voraussetzun—

gen für eine Rückforderung gemäß 5 47 Abs. 2 äes Verwal—

tungsverfahrensgesetzes der Kriegsenfer?ersergung (VeerG)

gegeben seien.

Das LSG hat die Revision nicht zugelassen.

Die Klägerin hat gegen das ihr am 9.‘April 1965 zu3esüell«

te Urteil mit Schriftsatz vom 6. M31 1965, beim Bundes—

sozialgericht (ESG) am 8. Mai 1965 eingegangen, Revision

eingelegt und diese mit einem am1. Juni 1965 beim BSG
eingegangenen Schriftsatz vom 31. Mai 1965 begründet.

—Sie beantragt, ‘

unter Aufhebung des Urteils des LSG in Celle

vom 15. Härz 1965 den Anträgen der Klägerin
zu entsprechen; sie beantragt hilfsweise, die

Sache an die Vorinstanz zurückzüverweisen oder
eine Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts

auf Grunä des Art. 100 des Grundge$etzes (GG)
herbeizuführe■.

In der Revisionsbegründung vom 31;_Mai 1965, auf die

Bezug genommen wird, wendet sich äie_Klägerin dagegen,

daßdas LSGdie vo zu i 33 BVGfür wirksamangesehen
hat. Sie wendet sich auch gegen die Ansicht des LSG,

_ 5 -
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daß insbweit schon das SG eine ausreichende Begründung

zur Gesetzmäßigkeit der VO zu 5 33 BVG, insbesondere zur
Einhaltung der Ermächtigung gegeben habe. Aus den Gründen

des Urteils des SG\lasse sich jedenfalls nicht erkennen,

mit welcher Begründung die Rechtseuffassung der Klägerin

widerlegt werden sei: ‘

Der Beklagte beantragt,“

die Revision als unzulässig zu verwerfen.

Er ist der Auffassung, daß ein wesentlicher Mangel im Ver—

fahTen des LSG nicht vorhanden sei.

Die Revision ist form— und fristgerecht eingelegt und

rechtzeitig begründet werden (95,164, 166 SGG). Da das

LSG die Revision nicht nach 5 162 Abs. 1 Nr. 1 SGGzuge-
lassen hat und die Klägerin eine Gesetzesverletzung bei
der Anwendung der in der Kriegsopferversorgung geltenden

Kausalitätsnorin im Sinne des 5 162Abs. 1 Nr. 3' see nicht
gerügt hat, ist die Revision nur statthaft, wenn ein we—
sentlicher Mangel im Verfahren des LSG im Sinne des 5 162

'Abs. 1 Nr. 2 SGG gerügt wird. Die Revisionsbegründung ent—

hält keine Angaben über Verfahrensrechtliche Normen, wel—

che die Klägerin als verletzt ansieht. Nach der ständigen
Rechtsprechung des BSG genügt es jedoch bei der ■üge von

Verfahrensmängeln, wenn_sich aus den substantiiert’vor«
*getragenen.Tatsachen klar ergibt, welche Verfahrensvor—

schrift als verletzt angesehen wird (BSG d. 227). Die

Klägerin hat in ihrer Revisionsbegründung zunächst aus—
führlich_dargelegt, warum entgegen der Auffassung des LSG

die VO vom 11. Januar 1961 zu‘ä 33 BVG, insbes0ndere das
in 5 1 Abs° 4 der VO enthaltene Verbot eines Verlustaus—

gleiche zwischen verschiedenen Einkommensarten unwirksam

ist. Aus diesem Vorbringen ergibt sich aber noch nicht
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_ 5 _

die Rüge eines wesentlichen Verfahrensmsngels i.S. des

5 162 Abs„ 1 Nr. 2 sec dureh das LSG, weil es sich in—
soweit um die Rüge einer unrichtigen Anwen ung des ma-'
teriellen Rechts handelt° Warum allerdings das LSG, ob-
wohl es die Berufung als un2uläsSig verworfen hat, im

angefochtenen Urteil überhaupt dazu Stellung genommen

—hat, daß die VO zu 5 53 BVG rechtswifksam ist, gehe aus
seiner Urteilsbegründung nicht hervor. Trotz dieser

materiell-rechtlichen Ausführungen des LS kann Seine

Entscheidung nicht dahin verstanden werden,.daß das LSG

die Berufung der Klägerin gegen das Urteil des SG zwar
für zulässig, jédoch als unüégrünäet angesehen hat. Da—

gegen sprechen nicht nur der Urteilseusspruch, sondern

auch die übrigen Entecheidüngsgründe, in denen wörtlich

und klar zum Ausdruck gebracht ist, daß das LSG, soweiü
es sich um äen Streit über die Höhe der Ausgleichsrente

der Klägerin handelt, nur über die Zulässigkeit der Be—

rufung der Klägerin, nicht‚3ber auch über die Begründet»

heit der Berufung hat entscheiden wollen. Ist aber dem
Ausspruch wie der Begründung nach nur über die Zulässig—

keit der Berufung entschieden werden, so kann dehinsteé

hen} ob die Klägerin dann durch das angefochtene Urteil

beschwert wäre, wenn das LSG öem Urteilsausspruch nach]

äie Berufung als unzulässig verworfen, dem Inhali der

Entscheidungsgründe nach aber die Berufung als unbegrün—

det zurückgewiesen hätte.

Mit ihren Ausführungen in der Re#isionsbegründung zur

Ansicht des LSG, daß das SG gegenüber ihrer eingehend
dargelegten Rechtsauffassung seine gegenteilige Ansicht

von'der Wirksamkeit der VO zu @33 BVG ausreic■end be—
gründet habe, rügt die Klägerin einen wesentlichen Mangel

im Verfahren des LSG'gemäß@162 Abs. 1 Nr, 2 SGG. Sie
macht nämlich geltend‚ aß ihre im Berufungsverfahren

vorgebrächte Rüge; es fehle im Urteil äes SG an einer
Begründung (@ 156 Abs. 1 Er. 6 SGG} zur streirigen Rechts—

;
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..."]...

frage-'über die Gültigkeit der vo zu 5 33 BVG,berechtigt
gewesen sei, so daß das LSG auf diese Rüge hin inne Beru—

fung nichf als unzulässig Verwerfen‚ sondern in der Sache
selbst hätte entscheiden müssen. Diese Rüge greift auch

durch„ J '

Entgefen der Auffassung des LSG enthält das Urt eil des

SG k:eine Entsche1dungs«runde im Sinne des 5 136 Abs. 1

Nr„ 6 SGG darü.ber, warum es der Auffassung der Kläge1in

»über die Unwirksamkeit der VO vom 11 Janua1 1961zu # 53

BVG'nicht.hat folgen konnen° “

Nach @ 156 Abs° 1 Nr, 6 SGG muß das Urteil die Entschei—
dun sgrundc ent.halten. Ebenso wie 5 313 Nr. 4 der Zivil—

proze
ßordnung (ZPO) besagt @ 136 Abs‚ 1 Nr„ 6 SGG selb st

1ichts Naheres über den erf0rderl1chen Inhalt und den Um—

fäng der Entscheidungsgründea Dem Wortsinn nach muß in

den "Entscheidungsgründen" gesagt sein, warum die gefäll—

te Entscheidung rechtens ist; genauer gesagt, ist also für
den 1usspruch in der Urteilsformel der Nachweis seiner

Rechumaßigkeit zu erbrinren. Bei der Erwiis»bung, in welchem

Ausmaß dieser Nachweis z.u führen ist, liegt eine Heranzie—

hung des @128 SGGnahe, der v0r30hreibt; inwieweit das Ge—
nicht'seinevüberzeug

mmg von den tatsächlichen Vorgängen
daizulegen hat° Hinsichtlich der Beweiswürdigung konkre—‘

tisierb @ 128 SGG den Umfang des zu erörternden Stoffes'

in der 11eiSé, da 8 das Gericht seine Überzeugung aus dem

Gesmu6TWOOPLS des Verfahrens zu gewinnen und die Gründe

wn ugeben hat, die für seine Überzeugung leitend gewesen
sinnd (@ 128 Abs° 1 Satz 2 SGG) Es muß als0'bei der Be—
weiswürdigung vom Gericht der gesamte Streitstoff erfaßt

sein, in den Gründen brauchen jedoch_nur die leitenden

Gedanken wiedergegeben zu werden; Da die Überzeugung von
den tatSächlichen Vorgängen in gleicher Weise wie die

Übec‘veu.gu.ng von dem Gehalt der maßgeblichen Rechtenorm

zu der konkreten Entscheidung ge1ührc hat, müssen in

| C
O 1
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_ 5 _

beiden Fällen für die Begründung dieselben Gesichts—

punkte gelten. Das bedeutet,'deß ench bei der gemäß
5 136 Abs; 1 Nr. 6 SGGallgemein vorgesehrieäenen Ent—
scheidungsbegründung nicht jedes unbedeutende Vorbrin—

gen der Beteiligten im einzelnen erörtert Zu werden

braucht, die Gründe aber in bündiger Kürze und unter

strenger Beschränkung auf den Gegenstand der Entschei—
dung doch alles Nötige den Beteiligten zu offenbaren

haben„(siene dazu Peters/Sautter/Wolff, Kommentar 5.

SGb, Anm. 6 zu € 136; Rosenberg, Lehrbuch des Deutschen
Zivilprozeßrechts, 8. Aufl. S. 257; Baumhach, ZPO, 26.

Aufl., Anm. 5 zu 5 515). Dabei dürfen sich die Ent„cnei—
dungegründe nicht aus inhaltslosen und floskelheften Wen»

dungen oder nur in einer Wiederholung des Urteilseus—

spruchs mit anderen'Worten erschöpfen, ‘ielmehr muß er-
sichtlich sein, warum das Gericht ge°ede zu der ton inm

gefällten Entscheidung gelangt ist. Bei der Erörterung

von Rechtsfragen darf sich das Geri0ht auf die Beant—

wortung der für den Rechtsstreit wesentlichen Rechts—
fragen beschränken, ohne daß dabei eine Erörterung von

rechtlichen.?roblemen erforderlich ist, die möglicher—

weise auftreten können, für die EntScheiduhg aber nicht

wesentlich sind. Ebensowenig bedarf es einer Erörterung
solcher Rechtsfragen, die außerhalb der Sache liegen oder

deren Beantwortung eindeutig ist. Werden aber Von'den Be—

teiligten rechtliche Fragen eufgeworfen‚ von dérén_3eurw

teilung die Entscheidung abhängt, so muß das Gericht der—

legen, daß und aus welchen Gründen es auf die'3ntsehei—

dung über die aufgeworfene Rechtsfrage nicht ankommt

oder warum die Fragen so oder so zu beurteilen sind.

Jedenfalls fehlt es dann an Entscheidungsgründen im Sinne

des @ 136 Abs; 1 Nr. 6 SGG„wehn sich das Gericht.— wie

im vorliegenden Fall das SG — Zu einer von einem Betei—

ligten aufgeworfenen„éihgenend dargelegten und für die
Entscheidung erheblichen Rechtsfrege allein mit der

"Feststellung" begnügt, daß das Gericht anderer Adffassung

"397—

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


__9_

sei. Wollte man derartige allgemeine_Wendungen als "Enc—

schéidungsgründe" im Sinne des @136 Abs. 1 Nr;'6 SGG
ansehen, So würde neben der Darstellung des Sachverhalts

_letztlich zur Begründung-des Urteils die Bemerkung des

Gerichts ausreichen, daß danach der_von einem Beteiligten
geltend gemachte Anspruch entgegen_seiner Auffassung nicht

begründet ist; Aus einer solchen allgemeinen Formulierung
ergibt sich aber nicht, "warum" das entscheidende Gericht

zu einer vön der Ansicht eines Beteiligten abweichenden

Auffassung gelangt ist Der Ihhelt eines Urteils muß
nicht nur erkennen lassen, daß sich das Gericht mit dem

Begehren eines Beteiligten und dessen _substantiiertem__

_Vortreg befaßt hat, sondern das Gericht muß in dem Ur—

teil in verständlicher und bündiger Weise darlegen‚ wa—'

rum es diesem Begehren entsprochen hat oder nicht-ent—

sprechen konnte. Gleiche Anforderungen hat euch-der Bun—

desgerichtshof an den Umfang der Entscheidungsgründe ge;

stellt. Er hat sich in einem Beschluß vom 21. Dezember
1962 (NJW 1965 S. 2272) zu der_Fra$e geäußert; wenn eine

Entscheidung "nicht mit Gründen versehen■_ist. Er_hat

hierzu die Auffassung vertreten; daß eine Entscheidr.ng

denn nicht mit Gründen versehen 1_st, wenn aus ihr nicht

.zu erkennen ist, welche tatsächlichen Feststel'lungen und

welche rechtlichen Erwägungen für die getroffene Entschei—

dung maßgebend wären. Dies sei inSbesondere dann der Fall,

wenn dem Ten0r der Entscheidung überhaupt keine Gründe
beigegeben sind Der i‘enlenden Begründung iSt nach Ansicht

des Bundesgerichtshofs der'F all gleicnzusetzen‚ däß zwar

Gründe vorhanden Sind, diese aber ganz unverständlich und

verworren sind‚ sech].1ch inhaltslos Sind od'er leere Redens—

arten darstellen, so daß sie- in Wirklichkeit ni'cht erken—*

nen
lassen, welche Überlegungen für die Ent scheidung maß—

gehend
waren. Demgegenüber liegt nach AnSicht des Bundes—

"gerichtshofs ein Verfahrensmangel nicht vor, wenn die
Gründe zu den einzelnen Ansprüchen und Angriffs— und Ver—

— 10‚—
1
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teidigungsmitteln oder auch die.Beweiswürdigung nur sach—

lich unvollständig, unzureichend; u■riohtig oder_sonst
fehlerhaft sind. Eine fehlende Begründung liegt auch denn
nicht

vor, wenn aus den Gründen insgesamt entnommen wer—

den kann, warum einem bestimmten Vorbringen die Berück—

sichtigung versagt wurde. Es kömmt somit nach Ansicht '

des Bundesgerichtshofs letztlich entscheidend immer darauf

en, ob erkennbar ist, welcher Grund — mag dieser tatsäch—

lich vorgelegen haben oder nicht, mag er rechtsfehler—

haft beurteilt worden_sein oder nicht —
für_die'Entseheié

dung über die einzelnen Anspruchs— und Verteidigungs»

mittel wesenülich gewesen ist; dies kann aueh bei lücken—

haften und unvollständigen Begründungen der Fall Sein.

An diesen Grundsätzen gemés3en enthält im vorliegenden

Fall das Urteil des SG vom 25. Juli 1963 zu der von der

Klägerin ausführlich behandelten Rechtsfrage, ob die VO

zu @ 35 BVG, insbesondere der @ 1 Abs. 4 dieSer VO, recht»

mäßig ist, keine Begründung im Sinne des @ 136_Abs. 1

Nr. 6 SGG„ Der einzige hierzu vom SG mitgeteilte Satz

"Das Gerié■t“känn der Klägerin auch derin nicht folgen,
daß sowohl 5 35 BVG als auen die dazu ergengene Verord—

nung gesetäeswidrig sei" gibt zwar die Auffassung des SG

zu dieser_Rechtsfrage wieder, läßt aber in keiner Weise
erkennen, Welehe Gründe für diese Auffassung leite■d

gewesen sind und warum die von der Klägerin insbweit
‘vertretene, mit ausführlicher Begründung dargelegte

Rechtsauffa3$ung vom SG nicht gebilligt werden konnte.

Das SG hätte sich im vorliegenden Fall mit der Rechts—

auffessung der Klägerin, die sie insbesondere in ihrem

Schriftsatz vom29° Oktober 1962 ausführlich dargelegt
hat, auseinandersetzen müSSen‚ und zwar nicht nur durch

die Mitteilung eines seine möglicherweise getroffenen

Überlegungen abschließenden Set2es, sondern in der Weise‚

daß aus der Begründung zu ersehen war, warum es der Auf—

fässung der Klägerin nicht felgen konnte. Fehlt es somit

an einer Begründung im Urteil des SG zu dieser F"ege‚ so‘
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liegt ein wesentlicher Mangel_im Sinne des @150 Nr. 2

SGGvor, so daß bei Rüge dieses Mangels die Berufung '

nach dieser Vorschrift zulässig war Da_s LSG hätte somit,
statt ein ProZeßurteil zu erlassen, in der SaChe selb9t_

entscheiden müssen° Hierin liegt ein
wesentlicher Verfah—

rensm3ngel. im Sinne des @162 Abs. 1' Hr. 2 SGG (BSG in
SozR SGG @ 162 Nr„ 17), und die Klägerin hat auch diesen

Mangel mit ihrer Revision gerügt. Die Revision ist daher

statthaft. -

Die ReviSion ist auch begründet. Es ist nicht auszuschlies—

sen, daß das LSG, wenn es ein Sachurteil gefällt hätte,_zu
einer für die Klägerin_günstigen Entscheidung gelangt wäre.

Dem steht auch nicht die vom LSG im angefochtenen Urteil

vertretene Rechtsäuffassung über die Rechtmäßigkeit‘der

VO vom 11. Januar 1961 zu 5 33 BVG entgegen. Diese Rechtes

auffassung ist im vorliegenden Fall ohne Bedeutung, da die
Berufung nieht zugleich

aus prozeßrechtlichen und aus

materiell—rechtlichen Gründen verworfen—Werden kann. Sieht
das Gericht ein Rechtsmittel als unzulässig an; so darf '

es in eine Sachprüfung überhaupt nicht eintret_en. Ausfüh—
rungen, die das Berufungsge_richt in einem Prozeßurteil f

'

zur Sache macht, sind daher nieht zulässig, somit in _kei—

ner Weise_verbindlich und damit im Hévisionsver1ahren als

nicht geschrieben zu'behandel■ (Bse'1‚'2e3‚ 287; 9, 83, 86;
Peters/Sautter/Wolff aa0)‘ Das angefoChtene_ Urteil mußte

daher aufgehoben werden° DieSe Aufhebung war. für die
ge—_

samte Entscheidung des LSG vorzu_nehm_en, weil die _Verpilich—

tung der Klägerin zur Rüdker_3tattung der im angefochtenen

Bescheid errechneten Überzehluhg gemäß € 47 _VeerG in er—
ster Linie davon abhängig iSt‚ ob die getr021ene Heufest»_

.stellung rechtmäßig ist. Hierzu konnte der Senat_l {eine Ent—

scheidung treffen, weil das LSG keine 1e_ststellungen üper

die Höhe der Einkünfte getroffen hat. Das LSG wird nach

dieser Feststellung gegebenenfalls die grundsätzliche
Rechtsfrage zu entscheiden haben; ob und inwieweit das

- 12‘_
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Verbot des Verlustausgleighs zwischen verschiedenen Ein—
kommehsarten gemäß @ 1 Abs. 4 der VO Voä 11. Januar 1961

der gesetzlichen Ermächtigung des @ 33 Abs. 5 BVG ant—

spricht° Demgemäß war die Sache an die Verinstanz zurück—

zuverweisen (@ 170 Abs. 2 Satz 2 SGG).
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